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BRE MIS CHE BÜRGERSCH AFT  Drucksache 21/1096 
Landtag  
21. Wahlperiode 25. März 2025 

Antrag der Fraktion der CDU 

Psychische und körperliche Gewalt gegenüber Kindern und Jugendlichen in früherer 
Heimunterbringung – Forderung nach Aufarbeitung und Lehren, Entschuldigung und 
Entschädigung durch das Land Bremen 
 
Die CDU-Bürgerschaftsfraktion stellte am 11. Oktober 2022 (Drucksache 20/1626) einen 
Dringlichkeitsantrag zur Aufarbeitung und Entschädigung für Opfer, denen im Kindesalter in 
Haasenburg- und Friesenhof-Heimen vermittelt durch die Bremer Kin-der- und Jugendhilfe 
erhebliches physisches und psychisches Leid zugefügt wurde. Unsere damaligen Forderun-
gen wurden durch die Koalitionsfraktionen abgeschwächt und vom Senat bis dato überhaupt 
nicht umgesetzt. Dies kritisieren wir und reichen nochmals unsere Forderungen mit dem er-
neuerten vorliegenden Antrag ein. 
 
Das Leid von 16 Bremer Kindern und Jugendlichen, welches ihnen während der Jahre 2008-
2015 in den Haasenburg- und Friesenhof-Heimen zugefügt wurde, ist unermesslich und ver-
bunden mit lebenslangen persönlichen Traumata. Verantwortung für die Einweisung in sol-
che Unterkünfte, in denen Minderjährige schutzlos der Willkür und psychischer wie 
körperlicher Gewalt ausgesetzt waren, trägt auch die Bremische Kin-der- und Jugendhilfe. 
Bis heute sind die Übergriffe in den Heimen nicht vollständig aufgeklärt, insbesondere nicht 
für die Opfer aus Bremen. Bis heute haben der Senat und das Landesjugendamt damaliges 
Leid und Missstände nicht anerkannt, ihre Schuld und Mitverantwortung nicht eingeräumt 
und sich nicht bei den heute erwachsenen Menschen entschuldigt.  
 
Das Land Brandenburg ist hier schon wesentlich weiter. Dort wurde durch die Landes-regie-
rung zur Aufarbeitung der Vergangenheit in den Heimen eine hochkarätige Expertenkommis-
sion eingesetzt und bereits vor acht Jahren entschuldigte sich dort die Bildungsministerin 
ausdrücklich bei den betroffenen Kindern und Jugendlichen von einst. 
 
Nicht so in Bremen - hier schiebt der Senat die Verantwortung bis heute weit von sich. Aktu-
elle Fragen nach erlebtem Leid in den Einzelfällen und nach Langzeitschäden bei den Be-
troffenen beantwortet der Senat mit Nichtwissen. Es lägen kaum Kenntnisse darüber vor und 
offensichtlich ist man nicht bemüht, diese zu erlangen und auf die heute Erwachsenen demü-
tig zuzugehen. Alle bisher vorliegenden Erkenntnisse speisen sich aus Untersuchungsbe-
richten, die eben nicht von Bremen initiiert und durch-geführt wurden. Noch nicht einmal sind 
Aussagen von oder zu Kindern und Jugendlichen aus Bremen in den Berichten enthalten, 
wie wir aus der Drucksache 20/1436 er-fahren. Warum nicht? Und warum wurde das auf Ini-
tiative des Landes nach so vielen Jahren nicht nachgeholt? Zudem will man von behördlicher 
Seite in Bremen auch nicht wissen, ob die 16 Bremer Kinder und Jugendlichen Leidtragende 
untersuchter Straftaten und etwaiger Ermittlungsverfahren waren. Warum wurde auch dem 
bis heute nicht nachgegangen? Der Senat beteiligte sich zu keiner Zeit an der aktiven straf-
rechtlichen Aufarbeitung, wie er selbst einräumt. Auch das Landesjugendamt Bremen will 
von einer Schädigung der 16 Kinder und Jugendlichen nichts wissen, obwohl die-se nach 
Auskunft des Senats nach ihrer Befreiung aus den berüchtigten Heimen weiterhin in der Ob-
hut der hiesigen Kinder- und Jugendhilfe begleitet und betreut wurden.  
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Das wirft doch einige Fragen auf, nicht nur im Blick zurück, sondern auch mit Blick auf die 
heutige Praxis in der Kinder- und Jugendhilfe. Vor allem aber antwortet der Senat auf die 
wichtigste Frage nach den Ansprüchen der Opfer auf Entschädigung ausweichend und letzt-
lich abschlägig. Eine Analogie zu Entschädigungen aus Geldern der „Stiftung Anerkennung 
und Hilfe“ für Heimkinder der Jahre 1949-1975 sei nicht herzu-stellen und sowieso könnten 
sich doch alle Opfer auf das Opferentschädigungsgesetz stützen und sich an den Bremi-
schen Opferschutzbeauftragten wenden. Wieder einmal also keine Geste der Mitschuld und 
Reue gegenüber den hier geschädigten Menschen. Nicht einmal wisse man nach Auskunft 
des Senats etwas über zivilrechtliche Klagen auf Schadensersatz der hier Betroffenen, daran 
könne sich kein Richter, keine Richterin erinnern. So steht es tatsächlich in der benannten 
Drucksache geschrieben. 
 
An die menschenverachtende Zeit in den Heimen dagegen werden sich alle Betroffenen ein 
Leben lang schmerzhaft erinnern und womöglich gerade deshalb die notwendige Kraft für 
langwierige und erneut traumatisierende Gerichtsverfahren nicht auf-bringen können. Wo 
bleibt hier die von Bremen ausgehende Initiative einer Aufarbeitung, der Entschuldigung, Un-
terstützung und Entschädigung? Und welche Lehren ziehen die Jugendämter im Land Bre-
men aus diesen Erfahrungen? Allein im Jahr 2021 wurden an den Familiengerichten des 
Landes 152 Anträge auf geschlossene Unterbringung gestellt; aktuell müssen nahezu 957 
Bremer Kinder und Jugendliche in stationären Einrichtungen abseits familiärer Bindung le-
ben. Über die Lebensumstände dieser Minderjährigen und Schutzbefohlenen liegen uns nur 
sehr wenige Erkenntnis-se vor. Einzelfälle von Kindeswohlgefährdung ließen auch in den 
vergangenen Jahren immer wieder aufhorchen. Hier braucht es auch gegenwärtig mehr ge-
sellschaftliche und politische Aufmerksamkeit, mehr Transparenz über die Lebensumstände 
hinter Heimtüren. 
 
Beschlussempfehlung: 
Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 
 
1. Die Bremische Bürgerschaft erkennt die Missstände und das von Bremer Kindern und Ju-
gendlichen erfahrene Leid in den früheren Haasenburg- und Friesenheimen an und zugleich 
die Mitschuld der Bremischen Kinder- und Jugendhilfe. Die Bremische Bürgerschaft drückt 
hierzu ihr Mitgefühl mit den Opfern und ihr Bedauern aus. 
 
Die Bremische Bürgerschaft rügt den Senat für seine Untätigkeit seit mehr als zwei Jahren in 
Sachen Aufarbeitung der Missstände in den benannten Heimen sowie hinsichtlich der Untä-
tigkeit in Sachen Landesentschädigung für die Opfer.  
 
Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, 
 
2. aktiv auf die in den Haasenburg- und Friesenheimen geschädigten Menschen zu-zuge-
hen, ihnen zuzuhören und sich öffentlich bei ihnen zu entschuldigen; 
 
3. die damaligen Geschehnisse und die psychische wie körperliche Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen wissenschaftlich in einer Studie aufzuarbeiten und dabei insbesondere die 
Rolle der Jugendämter im Land Bremen bei Einweisung und nach Rückführung der Kinder 
und Jugendlichen zu beleuchten; 
 
4. unabhängig von der Novelle des Opferentschädigungsgesetzes auf Bundesebene und ei-
ner Fondslösung allen Opfern im Land Bremen eine angemessene Landes-entschädigung 
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zu zahlen, die die Finanzierungslücke schließt und nach vielen Jahren die Menschen endlich 
schnell und unbürokratisch erreicht; 
 
5. die betroffenen Menschen zur Bewältigung von Traumata bei notwendigen professionellen 
Therapien fachlich und finanziell zu unterstützen; 
 
6. aus der Vergangenheit entsprechende Lehren für die Gegenwart und Zukunft zu ziehen 
und dafür das Casemanagement (Vorgesetzte und Casemanager) in der Kinder- und Ju-
gendhilfe so zu ertüchtigen, dass alle quantitativen und vor allem qualitativen Erfordernisse 
erfüllt werden können zum Wohle der in stationären Ein-richtungen lebenden Kinder und Ju-
gendlichen; 
 
7. mehr Transparenz über die Lebens- und Versorgungsumstände in den stationären Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe im Land Bremen herzustellen und hier-zu eine wis-
senschaftliche Studie zu den heute praktizierten intensivpädagogischen Konzepten und 
deren Umsetzung extern zu vergeben, bei der vor allem die Kinder und Jugendlichen selbst 
zu Wort kommen müssen; 
 
8. der Sozialdeputation innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Beschlussfassung einen 
Bericht zur Umsetzung der Forderungspunkte vorzulegen. 
 

 

Sandra Ahrens, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 
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